
Zwischen 1960 und 1990 beliefen sich die Militär- 
ausgaben in Westdeutschland laut Stockholm Inter- 
national Peace Research Institute (SIPRI) auf jähr-
lich 3,3% in Relation zum Bruttoinlandsprodukt. 
Seit 1990 ist diese Kennziffer deutlich zurück- 
gegangen, der Durchschnitt von 1991 bis 2020 lag 
für das vereinte Deutschland bei 1,3%. Dass jähr-
lich 2% des Bruttoinlandsprodukts nicht mehr für 
militärische Zwecke, sondern für andere Dinge 
ausgegeben werden konnten, wurde als Friedens-
dividende angesehen. Doch die geopolitische Lage 
hat sich mit dem Angriffskrieg Russlands gegen 
die Ukraine dramatisch verändert. Russland be-
trachtet die militärische Eroberung von Gebieten 
außerhalb seiner Staatsgrenzen offenbar als legitim. 
Die Ausgaben für militärische Zwecke liegen in Russ- 
land bei über 4% in Relation zum Bruttoinlands- 
produkt und damit nur unwesentlich unter dem Wert 
der frühen 1990er Jahre. Dort hat man die Friedens-
dividende also niemals realisiert. 
Die deutsche Bundesregierung hat angekündigt, auf 
die veränderte Lage durch eine massive Erhöhung der 
Ausgaben für militärische Zwecke auf 2% in Relation 
zum Bruttoinlandsprodukt zu reagieren. Was sind 
die ökonomischen Konsequenzen dieser Entschei-
dung? Die Bundesregierung strebt die Finanzierung 
über ein „Sondervermögen“, also zusätzliche Staats-
schulden außerhalb des regulären jährlichen Staats-
haushalts an. Diese Finanzierungsart beeinträchtigt 
– zusammen mit den übrigen „Sondervermögen“ – die 
Transparenz der Staatsfinanzen erheblich. Anschei-
nend soll darüber hinweggetäuscht werden, dass 
mehr Militärausgaben nicht ohne Einschränkungen 
an anderer Stelle zu haben sind. Politikerinnen und 
Politiker aus fast allen Lagern betonen, die Mehraus- 
gaben für das Militär sollen nicht zulasten der anderen 
öffentlichen Ausgaben, etwa im Bereich der Dekar-
bonisierung oder im Sozialhaushalt gehen. Ist das 
realistisch? Nein. Selbst wenn der Bund die ange-
kündigten 100 Mrd. Euro für das „Sondervermögen“ 
vollständig am privaten Kapitalmarkt aufnimmt, 
stehen diese Ressourcen unter realistischen Annah-
men nicht mehr in gleichem Umfang für Investitio-

nen, etwa in klimafreundliche Technologien, in pri-
vaten Unternehmen zur Verfügung.
Die Landesverteidigung ist ein öffentliches Gut und 
eine zentrale staatliche Aufgabe. Wenn die Bundes-
regierung zu der Auffassung gelangt, dass unter den 
veränderten geopolitischen Rahmenbedingungen ein 
größerer Teil der Wirtschaftsleistung auf militäri-
sche Zwecke entfallen soll, dann sollte sie der Be-
völkerung auch die reale Finanzierungslast in Form 
von Minderausgaben an anderer Stelle oder höheren 
Steuern zumuten. Die Steuerfinanzierung über das 
progressive Einkommensteuersystem hätte den Vor- 
teil, dass sich die Abgaben nach der individuellen 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit richten. Die 
Schuldenfinanzierung in Zeiten einer mit Auslaufen 
der Pandemie-Eindämmungsmaßnahmen sich ohne-
hin zügig normalisierenden gesamtwirtschaftlichen 
Auslastung dürfte hingegen Inflation und Zinsen 
steigen lassen. Das bedeutet tendenziell eine Um-
verteilung von unten nach oben, denn einkommens-
schwache Haushalte sind aufgrund ihrer niedrigeren 
Sparquote stärker von Preisanstiegen für die Aus- 
gaben des täglichen Bedarfs betroffen, und von  
höheren Zinsen profitieren einkommensstarke Haus- 
halte mit hoher Sparquote ebenfalls mehr. Gerade eine 
Bundesregierung unter sozialdemokratischer Füh- 
rung sollte sich noch einmal überlegen, ob diese Ver-
teilungswirkungen tatsächlich intendiert sind.  

Die Schuldenfinanzierung höherer Militär- 
ausgaben ist Augenwischerei
Oliver Holtemöller, Vizepräsident des Leibniz-Instituts für Wirtschaftsforschung Halle

Die Originalfassung dieses Textes unter dem Titel „Politische  
Augenwischerei“ erschien am 22.03.2022 in der Fuldaer Zeitung.
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